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anderen Bereichen sozusagen ungeschützt sind. Deswegen wäre es wichtig, dass wir 

es hier erörtern. Das ist wirklich ein Punkt, den wir gestern schon am Anfang hatten: 

Die Unterlagen sind einfach nicht vollständig. Das hier ist schon ziemlich grenzwertig. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Ich hatte es schon erläutert: Das ist alles ausgelegt, 

und das ist erkennbar.  

(Vangermain [Einwenderin]: Wo ausgelegt?) 

Sie können sich nicht auf der einen Seite darüber beschweren, dass die Auslegungs-

unterlagen unzureichend und viel zu dünn sind und viel zu wenige Seiten umfassen, 

während Sie die zentralen Dinge wie den Antrag gar nicht zur Kenntnis nehmen. Das 

passt meines Erachtens nicht zusammen. Deswegen betone ich hier noch einmal: Die 

Auslegung war völlig ausreichend, und sie hat auf das Problem hingewiesen. Die An-

stoßfunktion wurde vollständig erfüllt. Wir gehen jetzt darüber hinaus und diskutieren 

das hier trotzdem, obwohl das kein Gegenstand des Antrags ist. Insoweit geht es mir 

jetzt hier um die Sache, ob man inhaltlich noch etwas dazu zu sagen hat. In dem Sinne 

bitte ich jetzt Frau Patan um die Wortergreifung.  

Patan (Einwenderin): Frau Dauerer hat gesagt, Teile des RDB sollen ausgeschleust 

werden. Das heißt ja, er geht wohl nicht als Ganzes durch diese Schleuse. Sie haben 

auch gesagt, dass er zerlegt wird. Das heißt, eigentlich müssen wir die Ausschleusung 

und die Zerlegung nachher, wenn es um die Bearbeitung des RDB geht, noch einmal 

im Zusammenhang betrachten, weil das ja hoch aktivierte Teile sind, die vielleicht nicht 

mit bloßen und blanken Händen da herausgetragen werden können, sondern sie müs-

sen vielleicht irgendwie verpackt werden, um die Strahlung abzuschirmen. Ich weiß es 

nicht. In den Unterlagen steht wenig dazu, fast gar nichts. Das gehört zusammen, wie 

Sie vorhaben, den gesamten Ablauf zu organisieren und wie das klappt, oder ob Sie 

jetzt nur denken: Na gut, den RDB werden wir schon so klein kriegen, dass er dadurch 

passt. Was Sie jetzt sagen, klingt eher nach Hoffnung und Annahmen, als ingenieur-

mäßig geplant und gemessen.  

(Vereinzelt Beifall Einwenderinnen und Einwender)  

Verhandlungsleiter Niehaus: Wollen Sie darauf erwidern, Herr Möller?  

Einen Hinweis habe ich eben vergessen, den ich zu den Ausführungen von Herrn 

Block geben wollte: Das wird nicht still und heimlich passieren. Der Antragsteller hat 

natürlich das Recht, seinen Antrag im Verfahren zu ändern, aber dann gelten die Ver-

fahrensregeln. Dann wird neu geprüft. Falls eine Änderung stattfindet, werden wir auch 

auf dem geeigneten Wege darauf hinweisen, zum Beispiel in Info-Kommissionen, in 

denen wir über den Stand berichten wollen. Die Befürchtung, falls es überhaupt zu 

einer weiteren Antragsänderung kommt, was ich eigentlich nach der Vorprüfung nicht 
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Dr. Möller (Vorhabenträgerin): Aber nicht, weil sonst ein sicherer Abbau nicht mög-

lich ist, sondern weil es sozusagen auch insgesamt natürlich einfacher ist. Wir haben 

dann weniger Restriktionen. Aber ein sicherer Abbaubeginn ist auch möglich, wenn 

die Brennelemente in der Anlage sind. Es gibt grundsätzlich auch Abbauumfänge au-

ßerhalb des Kontrollbereichs. Es gibt Abbauumfänge in anderen Gebäuden. Da ist 

offensichtlich, wenn keine systemtechnische Vermaschung ist, dass dort die Rückwir-

kungsfreiheit sichergestellt ist. Aber Frau Dauerer kann gerade noch einmal aktuali-

sieren: Auch ein Abbau im Reaktorgebäude ist möglich. Es müssen eben die entspre-

chenden Rahmenbedingungen geschaffen und eingehalten werden. 

Dauerer (Vorhabenträgerin): Ich sage noch etwas zu Rückwirkungsfreiheit. Die 

Durchführung des Abbaus von Anlagenteilen erfolgt, wie wir im Sicherheitsbericht be-

schrieben haben, rückwirkungsfrei auf den sicheren Restbetrieb. Das bedeutet, dass 

für die noch betriebenen Anlagenteile, falls erforderlich, zusätzliche Maßnahmen zur 

Sicherung der Rückwirkungsfreiheit getroffen werden. Die Maßnahmen zur Sicherung 

der Rückwirkungsfreiheit können zum Beispiel eine räumliche Trennung zu den Ab-

baubereichen sein, oder es werden, wie auch im Leistungsbetrieb, Schutzmaßnahmen 

und Sicherungsmaßnahmen für die betriebenen Anlagenteile getroffen. Anlagenteile, 

bei denen besonders auf die Rückwirkungsfreiheit geachtet wird, sind natürlich die 

Restbetriebssysteme wie Brandschutzssysteme, lüftungstechnische Anlagen, die 

Energieversorgung usw. Wenn sich noch Brennelemente im Lagerbecken befinden, 

sind es auch die Lagerbeckenkühlsysteme, die Lagerbeckenreinigungssysteme, die 

Anlagenteile zur Handhabung von Brennelementen und die Notstromversorgung.  

Verhandlungsleiter Niehaus: Ich habe noch ein paar Leute auf der Redeliste stehen. 

Herr Weinrebe hat eine Nachfrage, okay.  

Weinrebe (BUND): Ich versuche, es kurz zu machen. Gerade wurde angesprochen, 

was rückwirkungsfrei möglich sei. Interessant ist auch ein Stück weit für die Gesamt-

beurteilung der Anlage der Zeithorizont. Die Frage: In der Info-Kommission wurde be-

richtet, dass sich die Lieferengpässe für die entsprechenden Castorbehälter reduzie-

ren würden. Wie ist denn der derzeitige Zeitplan der Entladung a) des Lagerbeckens 

und b) der Anlage insgesamt bezüglich der Verfügbarkeit von Castoren und der Über-

führung in eine sichere Lagerung? Einfach, um da auch ableiten zu können, wann 

entsprechende Abbauschritte im Zusammenhang mit Brennelementefreiheit möglich 

wären. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Herr Möller, können Sie dazu etwas sagen? 

Dr. Möller (Vorhabenträgerin): Frau Dauerer wird das gerade erläutern.  

Dauerer (Vorhabenträgerin): Die Zeitplanung, wann wir was zurückbauen, wird na-

türlich abhängig davon sein, wann wir BE-frei sind, also wann die Brennelemente aus 
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Gensow (Einwender): Ich habe noch eine Frage. Ich bin noch nicht fertig, ich habe 

drei Punkte.  

Verhandlungsleiter Niehaus: Okay, gerne.  

Gensow (Einwender): Weil der Punkt der Behälterlieferanten schon in der Info-Kom-

mission ein Thema war und ich damals schon gefragt hatte, ob es keinen Alternativ-

lieferanten gibt: Hat sich die EnBW jemals darum gekümmert, einen Alternativlieferan-

ten zu finden, oder gibt es eventuell dann wieder Behälterstau über ein Jahr oder über 

mehrere Jahre, sodass dann der Rückbau gar nicht in 15 oder 20 Jahren, wie jetzt 

veranschlag ist, stattfindet und noch viel länger braucht? Denn noch viel mehr Kern-

kraftwerke wollen auch Behälter. Das kann sich dann akkumulieren.  

Denn soweit ich weiß, haben Sie Behälterlieferprobleme deswegen gehabt, weil Sie 

vor allem ein Qualitätsproblem haben, immer das zu verbauen, was eigentlich nach 

technischer Auffassung verwendet werden muss an Behälterwerkstoffen. Da jetzt neu-

erdings diese ganzen durchgerosteten Behälter aufgekommen sind, ist natürlich die 

Frage, inwieweit man da überhaupt richtige Behälterstoffe und nicht einfach nur la-

ckierten Stahl einsetzen sollte. Das ist ein bisschen wenig für manche Säure, Ionen-

tauscher, Harze und was weiß ich, was es da alles gibt. Manches Harz löst Lack zum 

Beispiel schneller auf als jede Säure. Das ist im Augenblick die Frage. Hat sich die 

EnBW bemüht, einen Alternativlieferanten außer der GNB zu finden, oder ist die GNB 

Monopollieferant?  

Verhandlungsleiter Niehaus: Herr Möller, können Sie etwas dazu sagen?  

Dr. Möller (Vorhabenträgerin): Welche Behälter meinen Sie? Wir haben unterschied-

lich Behältertypen. Es gibt Mosaik-Behälter. Es gibt Konrad-Behälter. Ich weiß nicht, 

ob Sie jetzt auch Brennelementbehälter meinten.  

Gensow (Einwender): Die brauchen Sie auch: 18 Stück.  

Dr. Möller (Vorhabenträgerin): Tatsache ist: Wir haben bei den Behältern für 

schwach- und mittelaktive Abfälle keine Probleme. Das heißt: Die werden entspre-

chend verfügbar sein. Vorhin wurde die Fragestellung andiskutiert: Wie ist es mit den 

Behältern für Brennelemente? Wir gehen davon aus, dass wir sie zeitgerecht geliefert 

bekommen. Trotzdem sind wir dort nicht Herr des Verfahrens. Deswegen müssen wir 

dort dieses Fragezeichen in den Raum stellen. Wir gehen aber nach wie vor davon 

aus, dass wir entsprechend rechtzeitig die Brennelementefreiheit vor Abbaubeginn 

hinbekommen. Wenn das nicht möglich ist, ist aber auch ein sicherer Abbaubeginn 

praktisch mit Brennelementen möglich. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Als Nächste habe ich Frau Patan auf der Liste.  
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Genehmigung. Die wird auch noch mal mit ordentlichen Unterlagen und mit Öffentlich-

keitsbeteiligung gemacht. Eine radiologische Charakterisierung, die schon angespro-

chen wurde, gibt es bisher auch nicht als Genehmigungsvoraussetzung, die in der 

Nachbetriebsphase gemacht werden muss. 

Das alles sind Punkte, die sowas von schwammig sind. Man müsste eine Einteilung, 

einen Ablauf und klare Aussagen machen. Die gibt es dazu nicht. 

(Vereinzelt Beifall Einwenderinnen und Einwender) 

Verhandlungsleiter Niehaus: Zu der Aufteilung des Verfahrens in Genehmigungs-

schritte: Wenn Sie von Antragstellerseite dazu etwas sagen wollen? Vorab merke ich 

von unserer Seite aus dazu an: Das ist eine zweischneidige Sache. Theoretisch kann 

man das Verfahren sogar in einer einzigen Genehmigung machen. Dann müsste hier 

alles in viel tiefergehendem Umfang bis zum letzten Schritt öffentlich gemacht werden. 

Insoweit habe ich manche Einwender so verstanden: Sie hätten es lieber in einem 

einzigen Schritt. Wenn Sie jetzt sagen, dass Sie das aber lieber in vielen Schritten 

wollen, ist damit auch gesagt, dass die gesetzlich vorgesehene UVP- und Öffentlich-

keitsbeteiligung, die ja erst einmal an die ersten Genehmigungsschritte geknüpft ist, 

natürlich auf einer niedrigeren Informationsbasis stattfindet. Wie gesagt: Wie so oft gibt 

es sowohl für das eine als auch für das andere, sowohl für die Einheitsgenehmigung 

als auch für die Aufteilung in viele oder weniger Schritte Argumente dafür und dage-

gen.  

Insoweit tue ich mich als Vertreter der Genehmigungsbehörde schwer, dazu etwas zu 

sagen und bin erleichtert, dass das in der Antragshoheit liegt. Deswegen frage ich 

Herrn Möller, ob er dazu etwas sagen möchte. 

Dr. Möller (Vorhabenträgerin): Das ist ja der rechtliche Genehmigungsrahmen, in 

dem wir uns bewegen. Herr Bitterich erläutert gerade noch einmal, wie wir unseren 

Antrag strukturiert haben.  

Bitterich (EnKK): Die geplante genehmigungstechnische Umsetzung von Stilllegung 

und Abbau haben wir im Sicherheitsbericht dargestellt. Da haben wir auch eine grafi-

sche Übersicht: Abbildung 1-1 auf Seite 9. Aus der Atomrechtlichen Verfahrensverord-

nung ergibt sich, dass die Erteilung mehrerer Genehmigungen für Stilllegung und Ab-

bau rechtlich zulässig ist. Dementsprechend weist der Stilllegungsleitfaden des BMUB 

darauf hin, dass das Vorgehen in mehreren Genehmigungsschritten der bisherigen 

Praxis entspricht. 

Unabhängig davon, ob von der vom Gesetz eröffneten Möglichkeit der Aufteilung in 

mehrere Genehmigungsschritte Gebrauch gemacht wird, gibt § 19b AtVfV vor, dass 

das vorliegende, auf die erstmalige Erteilung einer Genehmigung nach § 7 Abs. 3 AtG 
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ingenieurlichen Leistungen für solche Berechnungen vom Betreiber zu leisten sind. 

Das heißt, hier hat der Betreiber dieses Mal gespart. Das finden wir nicht gut, weil wir 

uns tatsächlich keinen Eindruck machen können. Ich kann jetzt nur wiedergeben, was 

das Zwischenlager den Philippsburgern zufügt durch Direktstrahlung. Jeder, der im 

Stadtkern lebt, bekommt sechs Strahlentreffer pro Tag allein aus dem Zwischenlager 

ab. Was das Kernkraftwerk usw. hinzufügen, entzieht sich meiner Kenntnis. Dazu 

müsste ich mich um die Direktstrahlung des Kernkraftwerkes kümmern. 

Es sollen definitiv zwei Anlagen hinzukommen, die dazu strahlen. Das werden das 

RBZ und das SAL sein. Man muss es so sehen: Die Direktstrahlung wird durch Block 2 

für den Philippsburger aufgefangen, weil dahinter steht, was in Block 1 erzeugt wird. 

Aber das SAL hat ein freies Sichtfeld genauso wie das Zwischenlager und wird Phi-

lippsburg auch betreffen. Für andere Orte wie Rheinsheim wird das RBZ noch Thema 

sein genauso wie der Kraftwerksbau an sich, wobei der Kraftwerksbau durch die Rück-

nahme des Kernleistungsbetriebs wahrscheinlich nicht mehr so sehr strahlen wird bei 

der Direktstrahlung wie im Leistungsbetrieb. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Bei der Direktstrahlung gibt es natürlich Grenzwerte, 

die eingehalten werden müssen. Können Sie dazu noch etwas von Antragstellerseite 

ergänzen? 

Dr. Möller (Vorhabenträgerin): Wie schon ausgeführt werden die Grenzwerte am 

Zaun eingehalten; das ist eine Selbstverständlichkeit. Ich möchte auch darauf hinwei-

sen, dass durch RBZ und SAL keine neue Aktivität entsteht, sondern dass die Aktivität 

ohnehin in den Anlagen enthalten ist. Es gibt in dem Sinne nur eine Ortsveränderung. 

Natürlich wird sichergestellt, dass die Grenzwerte am Zaun eingehalten werden. RBZ 

und SAL sind nicht Teil des Verfahrens hier, aber diese Anforderung sicherzustellen, 

ist eine Selbstverständlichkeit. 

Gensow (Einwender): Ich sehe, dass der Betreiber die Direktstrahlung nicht versteht. 

Manchmal versteht er sie, manchmal versteht er sie nicht. Ich habe gerade ausgeführt, 

dass Sie hinter Block 2 mit der Radioaktivität nach vorne rücken in Richtung Philipps-

burg und dadurch Philippsburg belasten, was Sie vorher bei der Direktstrahlung nicht 

konnten. Das KKP besitzt ein relativ großes Maschinenhaus, das entsprechend mit 

meterdicken Wänden im Sockelbereich ausgebaut ist. Dann kommt noch der Reaktor 

selbst hinzu, der, für die Strahlung gesehen, ungefähr 5 bis 6 m an Direktstrahlung von 

KKP 1 herausnimmt. Dadurch dass Sie in SAL und RBZ die Radioaktivitäten von 

KKP 1 hinbugsieren, ist die Schirmung der 6 bis 7 m Beton, die durch KKP bisher da 

waren, weg. Dadurch kommt natürlich die radioaktive Direktstrahlung vermehrt an den 

Zaun. 

Hier stellt sich einfach die Frage: Haben Sie überhaupt für das Genehmigungsverfah-

ren einen Wert ermittelt, wie sich die Direktstrahlung aus dem Bau von SAL und RBZ 
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Gensow (Einwender): Im Sicherheitsbericht und in der UVU wird zwar die Strahlen-

verordnung grob zitiert, aber definitiv ist es so, dass sich das 1 mSv um die Abgabe-

werte reduziert. Das Kernkraftwerk darf nicht 1 mSv an Direktstrahlung abgeben, son-

dern es sind 0,92 oder 0,87, wenn man die 0,13 mSv für das Abwasser hinzunimmt. 

Das ist halt leider so zu bilanzieren. Das 1 mSv dürfen Sie nicht komplett ausnutzen. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Das haben wir zur Kenntnis genommen. Alle nicken. 

Patan (Einwenderin): Herr Rahlfs hat gesagt, dass immer dafür gesorgt wird, dass 

am Zaun nicht mehr als dieser Grenzwert auftritt. Lagern Sie auch Behälter mit Atom-

müll im Freien? Gibt es überhaupt Lagerflächen im Freien? Lagern Sie dort Atommüll 

für den Abtransport oder unbehandelten Müll für die Freimessung, von dem Sie noch 

nicht wissen, ob er freigemessen werden kann? Wird das dann wirklich immer so ab-

geschirmt? Wie wird es abgeschirmt, dass der Wert am Zaun nicht überschritten wird? 

Dr. Rahlfs (Vorhabenträgerin): In Kürze. Wir kennen jedes Behältnis, das die Anlage 

verlässt, welche Dosisleistung dieses Behältnis hat. Es ist Aufgabe der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter des Strahlenschutzes, dafür zu sorgen, dass dieses Behältnis so 

gehandhabt und so gelagert wird, dass die Grenzwerte überall auf dem Anlagenge-

lände und natürlich am Zaun zum allgemeinen Staatsgebiet eingehalten werden. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Wir kommen dann zu: 

Tagesordnungspunkt 5.4.4 

Erfassen des radiologischen Zustands 

Nagel (UM): Die Einwendungen zu diesem Tagesordnungspunkt lassen sich wie folgt 

zusammenfassen. Zum einen geht es um die Frage, wodurch die Kontamination im 

Überwachungsbereich erfolgte und woher man weiß, wo Kontaminationen vorliegen. 

Es wird eingewendet, dass eine radiologische Charakterisierung fehlt. Der radiologi-

sche Zustand der Anlage inklusive Kontaminations- und Aktivierungskataster muss vor 

Beginn des Rückbaus ermittelt werden. 

Weiter wird gefordert, dass eine Gesamtliste der insgesamt zu erwartenden radioakti-

ven Abfallmengen vorliegen muss, bevor mit Dekontaminierungsarbeiten begonnen 

wird. Die ausgelegten Unterlagen enthalten keine Auflistung von Störfällen und mel-

depflichtigen Ereignissen mit einer Bewertung der dadurch möglicherweise verursach-

ten Kontamination von Systemen und Gebäudestrukturen innerhalb oder außerhalb 

von Gebäuden im Atomkraftwerk. Wann werden die eventuellen radiologischen Aus-

wirkungen von Störungen des Betriebs ermittelt? Wer erfährt die Ergebnisse? 
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Eine Charakterisierung erst unmittelbar vor dem Abbau einer Komponente im Rahmen 

der atomrechtlichen Aufsichtsverfahren ist nicht zulässig. Der radiologische Ausgangs-

zustand der aktivierten und kontaminierten Anlagenteile soll vor Beginn der Abbau-

maßnahmen über Probenentnahme und Messprogramme ermittelt werden. Wie soll 

man dann die möglichen Mengen heute schon beurteilen? Warum wird für den radio-

logischen Ausgangszustand das Jahr 2017 als Bezug genommen? 

Gensow (Einwender): Sie erzeugen jetzt Atommüll. Sie müssen einordnen, wie lange 

er gelagert wird. Dazu müssen Sie wissen, welchen Atommüll Sie haben. Hierzu ist 

aus unserer Sicht die Einordnung durch Anlage 3, Tabelle 1, erforderlich, weil Sie nur 

nach Spalte 9 später den Atommüll vom Gelände entfernen dürfen. Das heißt, Sie 

müssen alle Radionuklide erfassen, die Sie da drin haben. Das geht aus meiner Sicht 

nur, wenn Sie gammaspektroskopische Messmethoden anwenden und nicht mit Milli-

sievert im Geigerzähler über den Acker rennen. 

Dr. Möller (Vorhabenträgerin): Natürlich gibt es eine radiologische Charakterisie-

rung, die den Erfordernissen entsprechend angepasst und ergänzt wird. Herr Rahlfs 

gibt Ihnen den Überblick, wie wir vorgehen. 

Dr. Rahlfs (Vorhabenträgerin): Der radiologische Anlagenzustand wurde schon im-

mer und wird auch jetzt im Nachbetrieb von KKP 1 aufgenommen und dokumentiert. 

Dazu wurden schon immer und werden auch weiterhin die Räume der Anlage began-

gen und die Dosisleistungen und mögliche Kontamination gemessen und dokumen-

tiert. Vor jeder radiologisch relevanten Tätigkeit werden schon heute der Arbeitsplatz 

und die betroffenen Anlagenteile gemessen. Bei jeder Veränderung in der Anlage zum 

Beispiel durch Spülaktionen zur Verringerung der Dosis in bestimmten Bereichen wer-

den neue Messungen vorgenommen und auch diese dokumentiert. 

Damit lag und liegt heute ein ausführlicher und detaillierter Anlagenzustand vor, der 

bei der Planung von Tätigkeiten schon heute zugrunde gelegt wird. Dieses Verfahren 

der regelmäßigen Kontrolle und Dokumentation des radiologischen Anlagenzustandes 

wird sowohl im Restbetrieb als auch beim Abbau fortgesetzt und ist natürlich die 

Grundlage für die Abbauplanung. 

Huger (TÜV SÜD): Man kann nur noch darauf hinweisen, dass die radiologische Cha-

rakterisierung kein singuläres Event ist, das einmal gemacht wird zu einem bestimmten 

Zeitpunkt, sodass es dann vorliegt. Es handelt sich, wie schon ausgeführt, wirklich um 

einen Prozess. Sie fangen mit der Anlagenhistorie, mit den Kenntnissen, die Sie aus 

dem Betrieb der Anlage haben aus den Routinemessungen, die Sie während des Be-

triebs der Anlage gewonnen haben, an. Im Laufe der Planung und im Laufe der Durch-

führung wird die radiologische Charakterisierung immer weiter verfeinert. 
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Sie müssen halt sicherstellen, dass Sie im Genehmigungsverfahren und dann auch im 

Aufsichtsverfahren zu den jeweiligen Punkten genügend Informationen haben, um die 

Bewertung durchführen zu können. Je weiter Sie in der Zeit fortschreiten, desto detail-

lierter werden diese Informationen. 

Wenn Sie am Schluss eine Deklarierung der Abfallfässer haben, die Sie konditioniert 

haben, um sie an ein Endlager abzugeben, ist der Prozess der radiologischen Charak-

terisierung natürlich endgültig abgeschlossen. Es handelt sich aber um einen Prozess, 

der wirklich zur Verfeinerung dient. 

Block (Einwender): Wer prüft das vor Ort? Ist jemand von der Behörde dabei, oder 

macht das der Antragsteller selbst? 

Huger (TÜV SÜD): Die radiologische Charakterisierung wird natürlich zunächst einmal 

vom Betreiber gemacht. Der TÜV kontrolliert die radiologische Charakterisierung. Das 

wird von der Behörde begleitet und bewertet. Es handelt sich also nicht um eine Ein-

bahnstraße des Betreibers, sondern wird im Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren 

bewertet, begleitet und überprüft. 

Block (Einwender): Im Kern hatte der TÜV früher ein Büro dort drin, oder? 

Verhandlungsleiter Niehaus: Die Behörde auch. 

Block (Einwender): Ich hoffe, er ist so unabhängig, dass er nicht in der Kantine essen 

geht und vor Ort jemand ist. Das ist meine Kernfrage, denn ich kenne es aus anderen 

Anlagen, in die das RP zwar auch manchmal hineinschaut, aber wenn ein neuer Be-

reich eröffnet wird, hätte ich es gerne, dass jemand von der Behörde dabei ist oder 

vom Gutachter, der nicht embedded ist und das kontrolliert, was wir am Schluss haben 

wollen: natürlich ein Abfallgebinde, das nach den Vorschriften auf dem gesamten Weg 

unter der absoluten Sorgfalt und Sicherheit gemacht wurde. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Die Anwesenheit der Behörde ist im Verhältnis zu an-

deren Anlagen sowohl, was Kernkraftwerke angeht, als auch erst recht, was konven-

tionelle Anlagen angeht, sehr hoch. Wir veröffentlichen die Anwesenheit auch auf un-

serer Homepage. Der TÜV hat deutlich mehr und häufiger Personal auf der Anlage. 

Gensow (Einwender): Herr Rahlfs hat vorhin ausgeführt, dass er die Dosisleistung 

der Abfallbehälter misst. Wenn er die Dosisleistung misst, geht es ihm bloß um die 

Joule pro Stunde oder Sekunde oder was auch immer. Definitiv ist aber zur Erfüllung 

von Spalte 9 in Tabelle 1 Anlage 3 Strahlenschutzverordnung notwendig, dass Sie 

feststellen, welche Radionuklide Sie in welchen Mengen vom Gelände bringen wollen. 

Das muss anders festgestellt werden als mit einer Dosisleistung. 
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Minimierungsgebot 

Nagel (UM): Die Einwendungen zu dem Tagesordnungspunkt lassen sich wie folgt 

zusammenfassen. Jede Tätigkeit, die eine Strahlenexposition mit sich bringt, muss 

durch die mit dieser Tätigkeit verbundenen Vorteile gerechtfertigt sein. Die monetäre 

Interpretation des Minimierungsgebotes ist abzulehnen. Am Institut für Technologie 

und Management im KIT werden derzeit Werkzeuge entwickelt, die die radioaktive Be-

lastung sowohl der Umgebung als auch der Mitarbeiter erheblich reduzieren würden. 

Die Frage ist, ob solche Werkzeuge angedacht sind. 

Viele Punkte der dargelegten Maßnahmen verletzen das Minimierungsgebot des 

Strahlenschutzes oder sind auch aus anderen Gründen abzulehnen. Viele Regelun-

gen und Betrachtungen aus dem Leistungsbetrieb sollen weiterhin gelten und im jetzi-

gen Genehmigungsverfahren nicht neu geprüft werden. Dies ist ein nicht vertretbarer 

Verzicht auf Minimierungsmaßnahmen hinsichtlich Strahlenschutz und Sicherheit. 

Das Strahlenminimierungsgebot ist in allen Punkten anzuwenden. Das Einhalten ir-

gendwelcher Grenzwerte ist keine Minimierung. Das Minimierungsgebot der Strahlen-

schutzverordnung wird in vielfacher Hinsicht verletzt, unter anderem durch die feh-

lende aussagekräftige radiologische Charakterisierung, durch die fehlende Alterna-

tivenabwägung, durch einen möglichen Rückbaubeginn vor der Brennstofffreiheit der 

Anlage usw. 

Wie setzt sich die genehmigende Behörde in konsequenter Weise für die absolute 

körperliche Unversehrtheit der Bürgerinnen im Umkreis von Philippsburg ein? Welche 

Maßnahmen ergreift die genehmigende Behörde, um über das gesetzlich vorgeschrie-

bene Maß hinaus die Sicherheitsbedenken und Umweltauswirkungen noch weiter zu 

minimieren? 

Es wird die pauschale Zehntelung von Emissions- und Verschleppungsfreigrenzen aus 

Strahlenschutzkontrollbereichen wegen der Embryoniedrigstrahlungswirksamkeit ge-

fordert. 

Verhandlungsleiter Niehaus: Gibt es dazu noch Erläuterungsbedarf? 

Block (Einwender): Zur Luft ist alles gesagt, was wir wollen. In Bezug auf das Wasser 

sind wir auf die Zurückhaltung von Tritium eingegangen. Das Dritte ist neu. Es kam in 

mehreren Fernsehsendungen, in denen sich das KIT in den Vordergrund gedrängt hat, 

sie seien die Superspezialisten. Ob das stimmt, weiß ich nicht. Ich weiß nur, dass die 

dortigen Professoren bzw. Doktoranden gesagt haben, dass sie an Geräten arbeiten, 

die zugegebenermaßen in der vorindustriellen Entwicklung sind, die eine wesentliche 
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